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04.02.2016: Der Deutsche Richterbund
lehnt die von der Europäischen Kommission mit TTIP vorgeschlagene Einführung eines
Investitionsgerichts ab. In einer Stellungnahme erklärt der größte Berufsverband der Richter
und Staatsanwälte in Deutschland, dass mit der Schaffung von Sondergerichten nicht nur die
Rechtssetzungsbefugnis der Europäischen Union und der Mitgliedstaaten eingeschränkt,
sondern auch das etablierte Gerichtssystem innerhalb der Mitgliedstaaten und der
Europäischen Union geändert werden. Dafür gebe es keine Rechtsgrundlage.

Die in CETA und TTIP vorgesehenen Regeln zum Schutz von Investitionen sind zentrale
Kritikpunkte an den geplanten Freihandels- und Investitionsabkommen. Vor allem das Investor-
Staat-Schiedsgerichts-Verfahren (ISDS) stößt auf große Ablehnung. Mit diesem Verfahren
können die Multis den Staaten mit privaten Schiedsstellen den Prozess machen, unter
Umgehung der nationalen Gesetzgebung und Justiz. Über diese unangreifbare Paralleljustiz
erstreiten Konzerne Schadensersatz zulasten der Steuerzahler, hebeln nationale Gesetze aus
und setzen eine Senkung von Verbraucher- und Umweltstandards durch.

Um dem Widerstand gegen TTIP den Wind aus den Segeln zu nehmen, haben Sigmar Gabriel
und EU-Handelskommissarin Cecilea Malmström angekündigt, das Verfahren zu "reformieren
und modernisieren". Nach ihrem Vorschlag (siehe auch TTIP: Tricksen und Täuschen) soll es
anstelle der umstrittenen privaten Schlichtungseinrichtungen ein transparenteres System
geben, das in seiner Funktionsweise deutlich mehr traditionellen Gerichten entspricht. Streitfälle
sollen demnach künftig in öffentlichen Anhörungen vor einem neuen Handelsgerichtshof
(Investment Court System ICS) verhandelt werden, sagte EU-Handelskommissarin. Die Urteile
würden 15 öffentlich berufene Richter fällen, denen keine Nebentätigkeiten, etwa als Anwalt,
erlaubt sein sollen. Jeweils fünf Richter sollen von EU, USA und Drittstaaten entsandt werden.
"Niemand kann sagen, dass das eine Privatjustiz ist", meinte Malmström.

Eine Privatjustiz möglicherweise nicht, meint der Deutsche Richterbund, aber mit der
"Schaffung von Sondergerichten" würde "nicht nur die Rechtssetzungsbefugnis der Union und
der Mitgliedstaaten eingeschränkt, auch das etablierte Gerichtssystem innerhalb der
Mitgliedstaaten und der Europäischen Union würde geändert werden." Und für eine solche
Änderung habe die Europäische Union nach Ansicht des Deutschen Richterbundes keine
Rechtsgrundlage.

Zudem beruhe die Auswahl, Ernennung und Laufbahn der Richter des Investitionsgerichts (ICS)
nicht auf objektiven Kriterien wie auch die Unabhängigkeit des Gerichts nicht gewährleistet sei,
monieren der Deutsche Richterbund. Da die Europäische Kommission das Auswahlverfahren
nicht näher beschreibt, muss der Richterbund davon ausgehen, dass die Richterschaft "auf den
Kreis von Personen beschränkt (wird), die bisher schon weitgehend die internationale
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Schiedsgerichtsbarkeit besetzt haben".

Weiter heißt es: "Auch die Dauer der Amtszeit von sechs Jahren mit der Möglichkeit einer
weiteren Amtsperiode, ein Grundgehalt („retainer fee“) von ca. 2.000 € monatlich für Richter
der ersten Instanz und 7.000 € für die des Appellationsgerichts sowie
Aufwandsentschädigungen für den Fall des tatsächlichen Einsatzes (Art. 9, Nr. 12 und Art. 10,
Nr. 12) lassen Zweifel daran aufkommen, ob die Kriterien für die fachliche und finanzielle
Unabhängigkeit von Richtern eines internationalen Gerichts erfüllt werden."

Mit ihrer Stellungnahme gehen die deutschen Richter und Staatsanwälte auf klaren
Konfrontationskurs zur EU-Kommission. Der EU-Kommission dürfte dieses starke Signal
ziemlich ungelegen kommen, denn beim Deutschen Richterbund handelt es sich um den mit
rund 16.000 Mitgliedern in 25 Landes- und Fachverbänden (bei bundesweit 25.000 Richtern
und Staatsanwälten insgesamt) mit Abstand größten Berufsverband der Richterinnen und
Richter, Staatsanwältinnen und Staatsanwälte in Deutschland.

 

Dokumentiert:

Stellungnahme zur Errichtung eines Investitionsgerichts für TTIP – Vorschlag der
Europäischen Kommission vom 16.09.2015 und 12.11.2015

Nr. 04/16
Februar 2016

A. Tenor der Stellungnahme
Der Deutsche Richterbund lehnt die von der EU-Kommission vorgeschlagene Einführung eines
Investitionsgerichts im Rahmen der Transatlantic Trade and Investment Partnership (TTIP) ab.
Der DRB sieht weder eine Rechtsgrundlage noch eine Notwendigkeit für ein solches Gericht.

Das mit dem Vorschlag für ein Internationales Investitionsgericht offensichtlich verbundene
Verständnis, die Gerichte der Mitgliedstaaten der Union könnten ausländischen Investoren
keinen effektiven Rechtsschutz gewähren, entbehrt sachlicher Feststellungen. Sollten hier
Schwächen von den Verhandlungspartnern für ein TTIP in einzelnen EU-Mitgliedstaaten
erkannt worden sein, so müssten sie gegenüber dem nationalen Gesetzgeber offengelegt und
klar definiert werden. Es wäre dann Aufgabe des Gesetzgebers und der für die Justiz
Verantwortlichen, im bewährten System des nationalen und europäischen Rechtsschutzes
Abhilfe zu schaffen. Nur so kann der Rechtsgewährungsanspruch, der jedem Rechtsuchenden
in Deutschland und der Europäischen Union zusteht, sichergestellt werden. Die Schaffung von
Sondergerichten für einzelne Gruppen von Rechtsuchenden ist der falsche Weg.

B. Bewertung im Einzelnen

Das von der EU-Kommission geplante Investitionsgericht (ICS), das in ein System von
Mediation und Konsultation eingebunden sein soll, wäre für Ansprüche wegen Verstößen gegen
die Investorenschutz-Klauseln des Abkommens zuständig (Art. 1 Nr. 1). Dabei umfassen
Investments in der Definition des Textvorschlags jede Art von Rechten, einschließlich Aktien,

 2 / 4

Phoca PDF

http://www.phoca.cz/phocapdf


Deutscher Richterbund gegen TTIP und CETA

Kategorie: Deutschland
Veröffentlicht: Donnerstag, 04. Februar 2016 11:12

Anteilen an Unternehmen, Rechte am geistigen Eigentum, bewegliche Gegenstände und
Forderungen (Kapitel II, Definition x2). Der rechtliche Schutz der Investition reicht damit vom
Zivilrecht über das allgemeine Verwaltungsrecht bis zum Sozial- und Steuerrecht.  Der
Vorschlag der Kommission würde dazu führen, dass das ICS eine Rechtsprechungskompetenz
in diesen Bereichen erhalten würde, um den Schutz des Investors umfassend sicherzustellen.
Er soll den ICS anrufen können, wenn er durch Verstoß gegen Investorenschutzrechte einen
Verlust erlitten haben soll (Art. 1 Nr. 1).

Fehlende Rechtssetzungskompetenz

Der Deutsche Richterbund hat erhebliche Zweifel an der Kompetenz der Europäischen Union
für die Einsetzung eines Investitionsgerichts. Die Errichtung des ICS würde die Europäische
Union und die Mitgliedstaaten verpflichten, sich mit Abschluss der Vereinbarung der
Gerichtsbarkeit des ICS und der Anwendung einer vom Kläger bestimmten internationalen
Verfahrensordnung (Art. 6 Nr. 5, 2; Art. 7 Nr.1) zu unterwerfen. Die Entscheidungen des ICS
sind bindend (Art. 30 Nr. 1).

Durch das ICS würde nicht nur die Rechtssetzungsbefugnis der Union und der Mitgliedstaaten
eingeschränkt, auch das etablierte Gerichtssystem innerhalb der Mitgliedstaaten und der
Europäischen Union würde geändert werden. Für eine solche Änderung durch die Union gibt es
nach Ansicht des Deutschen Richterbundes keine Rechtsgrundlage. Wie der Europäische
Gerichtshof in seinem Gutachten 1/09 vom 8. März 2011 zur Errichtung eines Europäischen
Patentgerichts festgestellt hat, besitzt die Union „ein vollständiges System von Rechtsbehelfen
und Verfahren, das die Kontrolle der Rechtmäßigkeit der Handlungen der Organe gewährleisten
soll (Rdnr. 70)“. Analog dem geplanten Patentgericht, welches damals zur Begutachtung
anstand, wäre das ICS ein Gericht, welches „außerhalb des institutionellen und gerichtlichen
Rahmens der Union“ stehen würde (Rdnr. 71). Es wäre, wie das Patentgericht, „eine
Einrichtung, die kraft Völkerrechts mit eigener Rechtspersönlichkeit ausgestattet“ wäre. Daher
wäre eine das Unionsrecht verletzende Entscheidung des ICS „weder Gegenstand eines
Vertragsverletzungsverfahrens“ noch würde sie zu „irgendeiner vermögensrechtlichen Haftung
eines oder mehrerer Mitgliedstaaten führen“ können (Rdnr. 88). Daher würde das ICS den
„Gerichten der Mitgliedstaaten ihre Zuständigkeiten zur Auslegung und Anwendung des
Unionsrechts sowie dem Gerichtshof seine Zuständigkeit, auf die von diesen Gerichten zur
Vorabentscheidung vorgelegten Fragen zu antworten, nehmen und damit die Zuständigkeiten
verfälschen, die die Verträge den Unionsorganen und den Mitgliedstaaten zuweisen und die für
die Wahrung der Natur des Unionsrechts wesentlich sind“ (Rdnr. 89).

Der Deutsche Richterbund sieht keine Notwendigkeit für die Errichtung eines Sondergerichtes
für Investoren. Bei den Mitgliedstaaten handelt es sich um Rechtsstaaten, welche allen
Rechtsuchenden den Zugang zum Recht über die staatliche Gerichtsbarkeit eröffnen und
garantieren. Es ist Aufgabe der Mitgliedstaaten, den Zugang zum Recht für alle sicherzustellen
und durch die entsprechende Ausstattung der Gerichte dafür zu sorgen, dass der Zugang auch
für ausländische Investoren gangbar ist. Die Einrichtung eines ICS ist daher der falsche Weg,
Rechtssicherheit zu gewährleisten.

Der Deutsche Richterbund fordert den deutschen und den europäischen Gesetzgeber des
Weiteren auf, den Rückgriff auf Schiedsverfahren im Bereich des internationalen
Investorenschutzes weitgehend einzudämmen.
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Unabhängigkeit der Richter

Weder das vorgesehene Verfahren zur Ernennung der Richter des ICS noch deren Stellung
genügen den internationalen Anforderungen an die Unabhängigkeit von Gerichten. Das ICS
erscheint vor diesem Hintergrund nicht als internationales Gericht, sondern vielmehr als
ständiges Schiedsgericht.

Die Magna Charta der Richter des CCJE vom 17. November 2010 (CCJE (2010/3) fordert die
gesetzlich gesicherte Unabhängigkeit der Richter in fachlicher und finanzieller Hinsicht (Ziffer 3).
Entscheidungen über die Auswahl, Ernennung und Laufbahn müssen auf objektiven Kriterien
beruhen und von der Stelle getroffen werden, die die Unabhängigkeit gewährleisten soll (Ziffer
5). Beide Kriterien werden beim ICS nicht erfüllt. Bei den Entscheidungen, welche vom ICS
getroffen werden müssten, spielen nicht nur Fragen des Zivilrechts, sondern auch des
Verwaltungs-, Arbeits-, Sozial- und Steuerrechts eine erhebliche Rolle. Eine Auswahl der
Richter des ICS aus dem Kreis von Experten des internationalen öffentlichen Rechts und des
internationalen Investitionsrechts mit Erfahrungen in der Beilegung internationaler
Handelsstreitigkeiten (Art. 9 Nr. 4) verkürzt den Kreis der Kandidaten erheblich und lässt die
unabdingbare Expertise im jeweils betroffenen nationalen Fachrecht außen vor. Die
Richterschaft wird auf den Kreis von Personen beschränkt, die bisher schon weitgehend die
internationale Schiedsgerichtsbarkeit besetzt haben. Dieser Eindruck wird dadurch verstärkt,
dass das Auswahlverfahren noch nicht näher skizziert ist. Es wird jedoch von der
Unabhängigkeit des Auswahlkomitees und dessen Ferne von der internationalen
Schiedsgerichtsbarkeit abhängen, in welchem Umfang eine Bestenauslese nationaler Juristen
mit Fachkenntnissen der betroffenen Rechtsgebiete sichergestellt wird. Das ist bisher
zumindest nicht sichergestellt.

Auch die Dauer der Amtszeit von sechs Jahren mit der Möglichkeit einer weiteren Amtsperiode,
ein Grundgehalt („retainer fee“) von ca. 2.000 € monatlich für Richter der ersten Instanz und
7.000 € für die des Appellationsgerichts sowie Aufwandsentschädigungen für den Fall des
tatsächlichen Einsatzes (Art. 9, Nr. 12 und Art. 10, Nr. 12) lassen Zweifel daran aufkommen, ob
die Kriterien für die fachliche und finanzielle Unabhängigkeit von Richtern eines internationalen
Gerichts erfüllt werden.

Quelle: http://www.drb.de/cms/index.php?id=952

 

siehe auch

TTIP: US-Handelskammer gegen EU-Vorschlag
TTIP: Tricksen und Täuschen 
DGB und kanadische Gewerkschaften fordern Ende für CETA
TTIP-Verhandlungen – ein Paradies der Konzernlobbys 

TTIP: Sozialdemokraten stimmen für Konzernklagerechte 

"Widerstand gegen TTIP erfasst ganz Europa" 

isw: Referatsbausteine zu TTIP
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